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A. Problem 

Die Verabschiedung des dritten Luftfahrtpakets durch den Ver- 
kehrsrat am 23. Juli 1992 hat die abschließende Phase der Libera- 
lisierung im Luftverkehr eingeleitet, die sich im Rahmen der Voll- 
endung des Binnenmarktes vollzieht. Die Kommission vertritt die 
Auffassung, daß die Liberalisienmg des Luftverkehrs durch er- 
gänzende Maßnahmen im technischen, sicherheitsbezogenen 
imd sozialen Bereich flankiert werden muß, imi einen lauteren 
Wettbewerb zu gewährleisten, ein hohes Sicherheitsniveau auf- 
rechtzuerhalten imd sozial rückschrittliche Folgen zu begrenzen. 
Zur Erreichung dieser Ziele formuliert die Kommission in ihrem 
Richtlinienvorschlag Mindestanforderungen an die Ausbildung 
und Tauglichkeit von Flugbegleitem mit Sicherheitsfunktionen. 

Allerdings enthält der Richtlinienentwurf, der aus dem umfassen- 
den europäischen Flugbetriebsvorschriften-Entwurf JAR-OPS 1 
abgeleitet worden ist, gegenüber diesem zusätzliche bürokrati- 
sche Forderungen, die in keinem Verhältnis zu der von der Bun- 
desregierung cmgestrebten Vereinfachung der staatlichen Ver- 
waltungstätigkeit stehen und die keinen Sicherheitsgewinn be- 
deuten. 


B. Lösung 

Ablehnung des Vorschlages des Rates imd Annahme einer Ent- 
schließung, die darauf hinweist, daß statt einer gesonderten Richt- 
linie des Rates über Sicherheitsanforderungen für Flugbegleitper- 
sonal aus Wettbewerbs- und Sicherheitsgründen die umfassende 
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Flugbetriebsvorschiift JAR-OPS baldmöglichst in europäisches 
Recht umgesetzt werden sollte. 

Mehrheit im Ausschufi 

C. AKemativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Blindestag wolle beschließen: 

Der Vorschlag des Rates wird aus folgenden Gründen abgelehnt: 

Der Richtlinienentwuif wurde aus der umfassenden Flugbetriebs- 
vorschrift ,JAR-OPS" der Arbeitsgemeinschaft europäischer Luft- 
behörden (Joint Aviation Authoiities) abgeleitet, jedoch durch 
zusätzliche überwiegend bürokratische Forderungen erweitert. 
Die in dem Entwurf aufgeführten zusätzlichen Forderungen nach 
Genehmigung der Ausbildungsstellen, Ausstellung von Befähi- 
gungsnachweisen imd Anerkennung von Befähigungsnachwei- 
sen anderer Mitgliedstaaten würden einen erheblichen behördli- 
chen Verwaltungsaufwand bedeuten, der in keinem Verhältnis zu 
der angestrebten Vereinfachung der staatlichen Verwaltungstä- 
tigkeit steht, und weder einen Sicherheitsgewinn noch Erleichte- 
rungen für das Flugbegleitpersonal beim Wechsel eines Arbeitge- 
bers bringen. Statt einer gesonderten Richtlinie des Rates über 
Sicherheitsanforderungen für Flugbegleitpersonal sollte aus Wett- 
bewerbs- und Sicherheitsgründen die umfassende Flugbetriebs- 
vorschrift JAR-OPS in eiuropäisches Recht baldmöglichst umge- 
setzt werden. 

Bonn, den 4. März 1998 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 
Vorsitzender 


Lomar Ibrügger 
Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Lothar Ibrügger 


Der Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Si- 
cherheitsanforderungen für Flugbegleiter und die 
Bescheinigung der Befähigung von Flugbegleitem in 
der Zivilluftfahrt (Ratsdok. 10309/97) ist gemäß § 93 
Abs. 1 GO-BT ziu: federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Verkehr imd zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus über- 
wiesen worden (Drucksache 13/8615 Nr. 2.95). 

Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
hat in seiner Sitzung vom 14. Januar 1998 mit den 
Stimmen der Fraktion der CDU/CSU gegen die Stim- 
men der Frcüctionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der F.D.P. 
imd der Gruppe der PDS empfohlen, die Vorlage ab- 
zulehnen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Richtlinienvor- 
schlag in seiner 67. Sitzung vom 4. März 1998 bera- 
ten. 

Die Koalitionsfrctktionen legten dar, daß der Entwurf 
abgelehnt werde, weil die materiellen Inhalte des 
Richtlinienentwurfs tmd des Entwurfs der Rugbe- 
triebsvorschrift JAR-OPS identisch seien. In der 
Richtlinie sei allein der reine Verwaltimgsaufwand, 
insbesondere durch Forderungen nach Genehmi- 
gimg der AusbildungssteUen, Ausstellung von Befä- 
higimgsnachweisen und Anerkennung von Befähi- 
gungsnachweisen anderer Mitgliedstaaten, verstärkt 
worden. Dies stelle lediglich Bürokratismus dar tmd 
bedeute keinen Sicherheitsgewinn. Die JAA (Joint 
Aviation Authorities) hätten als JAR-OPS-Bestün- 
mungen bezeichnete technische Anforderungen er- 
arbeitet, die 1995 angenommen worden seien und 
zur gemeinschaftsweiten Angleichung der Anforde- 
rungen in Gemeinschaftsrecht überführt werden 
könnten. Die Koalitionsfraktionen stellten daher fol- 
genden Entschließungsantrag: 

Der Vorschlag des Rates wird aus folgenden Grün- 
den abgelehnt: 

Der Richtlinienentwurf wurde aus der umfassenden 
nugbetriebsvorschrift „JAR-OPS" der Arbeitsge- 
meinschaft europäischer Luftbehörden (Joint Aviati- 
on Authorities) abgeleitet, jedoch diuch zusätzliche 
überwiegend bürokratische Forderungen erweitert. 
Die in dem Entwurf aufgeführten zusätzlichen Forde- 


rungen nach Genehmigimg der AusbildimgssteUen, 
AussteUimg von Befähigimgsnachweisen imd Aner- 
kennung von Befähigimgsnachweisen anderer Mit- 
gliedstaaten würden einen erheblichen behördlichen 
Verwaltungsaufwand bedeuten, der in keinem Ver- 
hältnis zu der angestrebten Vereinfachung der staat- 
lichen Verwaltungstätigkeit steht, und weder einen 
Sicherheitsgewinn noch Erleichtenmgen für das 
Flugbegleitpersonal beim Wechsel eines Arbeitge- 
bers bringen. Statt einer gesonderten Richtlinie des 
Rates über Sicherheitsanforderungen für Flugbe- 
gleitpersonal sollte aus Wettbewerbs- und Sicher- 
heitsgründen die umfassende nugbetriebsvorschrift 
JAR-OPS in europäisches Recht baldmöglichst um- 
gesetzt werden. 

Die Fraktion der SPD hielt dem entgegen, die Kom- 
mission habe ausgeführt, deiß die JAA-Bestimmun- 
gen nicht eindeutig genug seien, was die von den 
Luftfahrtuntemehmen oder anderen ausbildenden 
Stellen zu erfüllenden Voraussetzungen angehe, um 
für die Flugbegleiterausbildung gemäß den aner- 
kannten Standcurds als geeignet anerkannt zu wer- 
den. Daher könne man sich nicht auf die Zulassung 
der Luftfahrtuntemehmen verlcissen, um sicherzu- 
stellen, daß die Flugbegleiter eine ihren Sicherheits- 
aufgaben angemessene Ausbildung erhielten, so die 
Kommission. Die Fraktion der SPD sah insbesondere 
deshalb Beratungsbedarf, weil die Bundesregierung 
nicht den Nachweis erbracht habe, dciß der Entwurf 
der nugbetriebsvorschriften dem Anspmch genüge, 
der in Deutschland an die Luftverkehrssicherheit ge- 
stellt würde, und damit die Kritik der Kommission 
nicht habe entkräften können. Darüber hinaus habe 
die Bundesregierung nicht dcurlegen können, daß die 
Umsetzung der sogenannten Flugbetriebsvorschrif- 
ten in europäische Rechtsvorschriften überzeugend 
geleistet werden könnte. Auch der Verkehrsmiiüster- 
rat sehe noch Beratungsbedarf. Die Entschließung 
werde daher abgelehnt. 

Der Ausschuß für Verkehr hat mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktio- 
nen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwe- 
senheit der Gmppe der PDS beschlossen, dem Deut- 
schen Bundestag zu empfehlen, die in der Beschluß- 
empfehlung wiedergegebene Entschließung anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 4. März 1998 


Lothar Ibrügger 

Berichterstatter 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 22.07.1997 
KÜM(97)382 endg. 


97/0212 (SYN) 


Vorschlag für eine 
RICHTLINIE DES RATES 


über Sicherheitsanforderungen für Flugbegleiter 
und die Bescheinigung der Befähigung 
von Flugbegleitem in der Zivilluftfahrt 


(von der Kommission vorgelegt) 
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Begrfindung 

1. Die Verabschiedung des dritten Luftfahrtpakets' durch den Rat (Verkehr) am 23. Juli 1992 
hat die abschließende Phase der Liberalisierung im Luftverkehr eingeleitet, die sich im 
Rahmen der Vollendung des Binnenmarkts vollzieht. Die Liberalisierung des Luftverkehrs 
stellt auch eine Antwort auf die Globalisierung dieses Wirtschaftszweigs imd den 
zunehmenden internationalen Wettbewerb dar. 

2. Die Kommission hat stets die Auffassung vertreten, daß die Liberalisierung des 
Luftverkehrs durch ergänzende Maßnahmen im technischen, sicherheitsbezogenen und 
sozialen Bereich flankiert werden muß, um einen lauteren Wettbewerb zu gewährleisten, 
ein hohes Sicherheitsniveau aufrechtzuerhalten und sozial rückschrittliche Folgen zu 
begrenzen. 

3. Zur Erreichung dieser Ziele sollten einheitliche Regeln für die technische Befähigung von 
Luftfahrtuntemehmen angenommen werden, um die Bestimmungen von Anhang 6 des 
Abkommens von Chicago zu erfüllen. Die JAA^ haben als JAR-OPS-Bestimmungen 
bezeichnete technische Anforderungen erarbeitet, die am 28. März 1995 angenommen 
wurden und zur gemeinschaftsweiten Angleichung der Anforderungen in 
Gemeinschaftsrecht überführt werden könnten. 

Zu den Anforderungen gehören unter anderem Ausbildungsstandards für Flugbegleiter. 
Danach hat das Luftfahrtuntemehmen sicherzustellen, daß diese Kategorie des Bord- 
personals in der Lage ist, eine Reihe sicherheitsrelevanter Tätigkeiten auszuüben, z.B. die 
Durchführung von Notfallverfahren bei Unfällen, bei einem Brand an Bord des Flugzeugs 
und bei Kabinendruckverlust sowie die medizinische Notversorgung von Fluggästen. 
Vorgeschrieben sind auch bestimmte ärztliche Untersuchungen für Flugbegleiter, damit die 
zur Erfüllung ihrer Pflichten erforderliche Tauglichkeit sichergestellt ist 

4. Anläßlich der von der Kommission eingeleiteten Prüfung der Frage, wie die JAR-OPS- 
Bestimmungen in Gemeiifechaftsrecht überführt werden könnten, haben sich die Vertreter 
der Flugbegleitergewerkschaften gegen eine einfache Überführung der JAR-OPS- 
Bestimmungen (Unterabschnitt 0) ausgesprochen. Sie sind der Auffassung, daß der 
bisherige oben beschriebene ICAO-Ansatz nicht mehr ausieicht und daß, wie dies bereits 
beim Cockpit-Personal der Fall ist, den Luftfahrtuntemehmen zwar eine Rolle bei der 
Ausbildung ihrer Beschäftigten zukommt, sie aber nicht die einzigen sein sollten, die zur 
Beurteilung der Befähigung von Flugbegleitem befugt sind. Die Vertreter der 
Flugbegleitergeweikschaften haben daher ein Zulassungssystem vorgeschlagen. Sie füliren 
ferner an, daß die JAR-OPS-Bestimmungen (Unterabschnitt 0) nicht ausreichen, um ein 
hohes Sicherheitsniveau zu gewährleisten. 


VcitiiUiiuni! (UWÜ) Nf ;4(i7/V2. 2408/92 und 2409/92 vom 23,7.92. ABI. Nr. L 240 vom 24.8.1992. 
Joint Aviation Authorities. 
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5. Die innerhalb der Gemeinschaft geltenden Bestimmungen fiir die Ausbildung und die 
Bescheinigung der Befähigung von Flugbegleitem unterscheiden sich stark. In einigen 
Mitgliedstaaten sind die Ausbildungsanforderungen und -einrichtungen in einem hohen 
Maße organisiert, und die Befähigung wird durch eine staatliche Zulassungsbescheinigung 
anerkaimt. In anderen Mitgliedstaat ist die Flugbegleiterausbildung ganz den 
Luftfahrtuntemehmen überlassen, die ihre eigenen behördlich genehmigten Lehrgänge 
veranstalten, für die keine offizielle Anerkennung und/oder Bescheinigung erteilt wird. 

Angesichts dieser unterschiedlichen Ansätze und der Unterschiede zwischen den in der 
Gemeinschaft bestehenden Systemen hat die Kommission sachverständigen Rat eingeholt, 
um festzustellen, ob Sachargumente für einen bestimmten Ansatz sprechen. 

6. Im März 1995 fand eine Sitzung mit Sachverständigen der Mitgliedstaaten statt. Sie kamen 
zu dem Schluß, daß es keine Sicherheitsgründe gibt, die ein Zulassungssystem 
rechtfertigen. Einige Sachverständige vertraten sogar die Auffassung, daß einheitliche 
Standards fiir die Sicherheitsausbildung auf ein Mindestmaß beschränkt sein sollten, da die 
erforderliche Ausbildung zu einem großen Teil spezifisch auf die jeweilige 
Luftverkehrsgesellschaft und die betreffenden Flugzeugmuster zugeschhitten ist. Es 
herrschte allgemeine Übereinstimmung, bei dem ICAO/JAA-Ansatz zu bleiben, 
einheitliche Standards - wie in den JAR-OPS-Bestimmungen - auszuarbeiten, und es 
jedem Mitgliedstaat zu überlassen, sich für eine eigene Regelung zur Umsetzung zu 
entscheiden. 

Parallel zu dieser Sitzung mit den Sachverständigen der Mitgliedstaaten hat die 
Kommission im Paritätischen Ausschuß für die Zivilluftftihrt auch die Stell ungnahme n der 
Sozialpartner eingeholt, die sich nach langer Diskussion nicht auf einen Standpunkt einigen 
konnten. Die Arbeitgeberorganisationen sprechen sich nachdrücklich für den ICAO/JAA- 
Ansatz aus, würden aber auch einheitliche Bestimmungen für eine harmonisierte 
Sicherheitsausbildung akzeptieren. Die Gewerkschaften sind demgegenüber der 
Auffassung, daß ein Zulassungssystem erforderlich ist, um ein hohes Sicherheitsniveau zu 
gewährleisten und die Mobilität der Arbeitnehmer innerhalb des Luftverkehrsbinnenmarkts 
zu erleichtern. 

7. In Anbetracht der Stellungnahmen sowie nach sorgfältiger Prüfung des neuesten ICAO- 
Schulungshandbuchs und der gegenwärtigen Praktiken in den Mitgliedstaaten und der 
Branche ist die Kommission zu folgenden Schlußfolgerungen gelangt, die ihrer Meinung 
nach eine faire und neutrale Beurteilung der Be^igung von Flugbegleitem ermöglichen 
und die Mobilität des Kabinenpersonals erleichtern werden. 

Die einheitlichen Standards für die Sicherheitsausbildung, wie sie in den JAR-OPS- 
Bestimmungen (Unterabschnitt 0) niedergelegt sind, schneiden beim Vergleich mit 
international empfohlenen Standards und den besseren Ausbildungspraktiken der Branche 
positiv ab. Sie sind zur Gewälirleistung eines hohen Sicherheitsniveaus angemessen. 

Die JAA-Bestimmungen sind jedoch nicht eindeutig genug, was die von den 
Luftfahrtuntemehmen oder anderen ausbildenden Stellen zu erfüllenden Voraussetzungen 
angeht, um für die Flugbegleiterausbildung gemäß den genannten Standards als geeignet 
anerkannt zu werden. Immer mehr ausbildcnde Stellen entwickeln kommerzielle Lelirgänge 
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für Flugbegleiter, die sie selbst nicht zu beschäftigen beabsichtigen. Daher kann man sich 
nicht auf die Zulassung der Luftfahrtuntemehmen verlassen, um sicherzustellen, daß die 
Flugbegleiter eine ihren Sicherheitsaufgaben angemessene Ausbildung erhalten. Um ein 
hohes Sicherheitsniveau aufi-echtzuerhalten, wird es daher als erforderlich angesehen, daß 
die ausbildende Stelle - sei es innerhalb eines Luftfahrtuntemehmens oder eine sonstige 
ausbildende Stelle - sowie das Ausbildungsprogramm und die bereitgestellten 
Einrichtungen ordnirngsgemäß genehmigt und formell anerkannt werden. Die 
Anforderungen hinsichtlich der Genehmigung und Anerkennung sollten den 
Mitgliedstaaten selbst überlassen bleiben. 

Die Kommission hält es daher fiir angemessen, nach demselben Grundsatz wie fiir das 
Cockpit-Personal einheitliche Sicherheitsanforderungen für Flugbegleiter in einer anderen 
Vorschrift als der für die Zulassung von Luftfahrtuntemehmen geltenden Vorschrift 
festzulegen. 

Ferner wird vorgeschlagen, daß eine Bescheinigung (Anerkennung) in einer gewissen Form 
erteilt werden sollte, mit der bestätigt wird, daß eine entsprechende Ausbildung absolviert 
und das verlangte Niveau erreicht wurde. Die Bezeichnung “Bescheinigung dt 
Befähigung” wurde mit Bedacht zur Bezeichnung eines Konzepts gewählt, das auch die 
gegenwärtige Praxis der Mi^liedstaaten - sei es Zulassung, Untemehmenszertifizierung 
oder behördliche Genehmigung- abdeckt und den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
berücksichtigt. 

Wie in den JAR-OPS-Bestimmungen (Unterabschnitt 0) zu Recht anerkannt wird, ist 
sicherzustellen, daß Flugbegleiter bestimmte Gesundheitsanforderungen erfüllen, um ihre 
Aufgaben ausüben zu können. Zur Auffechterhaltung der Tauglichkeitsstandards ist auch 
vorzuschreiben, daß Flugbegleiter regelmäßig ärztlich untersucht werden, wobei die 
Festlegung der Gesundheitsanforderungen im einzelnen den Behörden der Mitgliedstaaten 
überlassen bleiben könnte. Es wird daher vorgeschlagen, daß die Luftfahrtbehörden der 
Mitgliedstaaten jeweils Kriterien für den Nachweis und die Auffechterhaltung der 
Tauglichkeit festlegen. 

8. Die Kommission kommt zu dem Schluß, daß es angebracht ist, den JAR-OPS- 
Bestimmungen (Unterabschnitt 0) diejenigen Bestimmungen zu entnehmen, die die 
Ausbildungsstandards und die Tauglichkeit betreffen - die anderen Bestimmungen 
kommen für die Umsetzung gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 3922/91 zur 
Harmonisierung der technischen Vorschriften und der Verwaltungsverfahren in der 
Zivilluftfahrt^ in Frage -, und eine eigene Rechtsvorschrift vorzuschlagen, um die 
Tauglichkeitsanforderungen für Flugbegleiter festzulegen. 

9. Dieser Vorschlag läßt die anderen gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften über die jeweilige 
Verantwortlichkeit der Arbeitgeber und Arbeitnehmer unberührt. Es sei insbesondere darauf 
hingewiesen, daß die Richtlinie 89/391/EWG vom Juni 1989 über die Durchführung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 
Arbeitnehmer bei der Arbeit bestimmt, daß der Arbeitgeber verpflichtet ist, für die 
Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer in bezug auf alle die Arbeit 


ABI. Nr. L 373 vom 31.12.1991, S. 4. 
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betreffenden Aspekte, einschließlich der Ausbildung, zu sorgen. Diese Richtlinie bestimmt 
auch, daß die Kosten für die Sicherheits-, Hygiene- und Gesundheitsschutzmaßnahmen auf 
keinen Fall zu Lasten der Arbeitnehmer gehen dürfen. 

Demzufolge muß die Sicherheits- und Gesundheitsschutzausbildung 

• bei Einstellung, 

• bei Versetzung an einen anderen Arbeitsplatz oder Arbeitsplatzwechsel, 

• bei Einführung neuer Arbeitsausrüstung oder Änderung der Ausrüstung, 

• bei Einführung jeglicher neuen Technologie 

vom Arbeitgeber organisiert und finanziert werden. 

Ferner sind die Arbeitnehmer oder ihre Vertreter an der Planung und Organisation solcher 
Ausbildungsmaßnahmen zu beteiligen oder dabei zu konsultieren. 

10. Die Kommission hat die Vereinbarkeit des Vorschlags mit dem Subsidiaritätsprinzip 
anhand der folgenden Fragen geprüft. 

(a) Welche Ziele werden angesichts der Verpflichtungen der Gemeinschaft , mit der 
geplanten Maßnahme verfolgt, und worin besteht die gemeinschaftliche Dimension der 
A n ge le ge nhg i t? 

Das dritte Luftfahrtpaket hat einen Luftfahrtbinnenmarkt geschaffen, in dem die Regeln 
für die Durchführung des Luftverkehrs weitgehend aneinander angeglichen sind. Teil der 
Luftfahrtpolitik der Gemeinschaft ist es auch, die Regeln zu sozialen, 
sicherheitsbezogenen und technischen Aspekten zu harmonisieren. Den Flugbegleitem 
kommt eine wichtige Sicherheitsfunktion im Luftverkehr zu. Wenn daher bei 
zunehmendem Wettbewerb und neu in den Markt eintretenden Anbietern ein hohes 
Sicherheitsniveau aufrechterhalten werden soll, müssen einheitliche Ausbildungsstandards 
und Tauglichkeitsanforderungen festgelegt werden. Einheitliche Standards werden 
darüber hinaus einen Beitrag zur Mobilität des Kabinenpersonals im 
Luftverkehrsbinnenmarkt leisten. 

(b) Ist die Gemeinschaft für die geplante Maßnahme ausschließlich zuständig oder 
gemeinsam mit den Mitgliedstaaten? 

Die vorgeschlagene Richtlinie bezieht sich nicht auf eine ausschließliche Zuständigkeit 
der Gemeinscliaft. 

(c) Welche Lösung ist am wirksamsten, wenn man die Möglichkeiten der Gemeinschaft mit 
denen der Mitgliedstaaten vergleicht, welchen zusätzlichen Nutzen_bringt die geplante 
Maßnahme der Gemeinschaft, und was wäre der Preis eines Nichttätigwerdens? 

Es wurde bereits weithin anerkannt, daß in diesem Bereich ein gemeinsames Vorgehen 
einem individuellen Vorgehen der Mitgliedstaaten vorzuziehen ist. Aus diesem Grund 
haben die JAA ihre JAR-OPS-Bestimmungen erarbeitet, die von allen Mitgliedstaaten 
angewendet- werden. Die Kommission räumt jedoch ein, daß das gemeinsame Vorgehen 
sich im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip auf gemeinsame Anforderungen für die 
Ausbildung und die Tauglichkeit beschränken sollte, wodurch die Mobilität des 
Kabinenpersonals erhöht w ird. 
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(d) Welche Handlung smö glichkeiten hat die Gemeinschaft (E m p fehlung, fi nanzielle 
Unterstützung. Rechtsvorschriften, gegenseitige Anerk ennung ! ? 

Wie bereits bei Annahme der Verordnung 3922/91 zur Harmonisierung der technischen 
Vorschriften und der Verwaltungs verfahren in der Zivilluftfahrt erkannt wurde, müssen 
gemeinsame Sicherheitsanforderungen durch Rechtsvorschriften festgelegt werden. 

(e) Ist eine einheitliche Regelung erforderlich, oder genügt ging Rightlinie mit allgemeinen 

Zielen, die von den umzusetzen ist? 

Anders als bei anderen Anforderungen mit Sicherheitsbezug und angesichts der 
Antworten auf die Frage (c) sowie der unterschiedlichen Praxis der Mitgliedstaaten 
hinsichtlich der Anerkennung der Befähigung wird es als ausreichend angesehen, eine 
Richtlinie mit Zielvorgaben zu verabschieden, bei deren Umsetzung die Mitgliedstaaten 
über einen gevwssen Spielraum verfugen. Die Bestimmungen berücksichtigen somit die 
seit langem geübte unterschiedliche Praxis der Mitgliedstaaten und legen gleichzeitig 
einheitliche Standards und Anforderungen fest. 

Die Kommission kommt aus den genannten Gründen zu dem Schluß, daß ihr Vorschlag mit 
dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist. 

11. Hinsichtlich des Inkrafttretens der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften hält es die 
Kommission für angebracht, den Zeitpunkt für das Inkrafttreten einheitlicher 
Anforderungen beizubehalten, der von den JAA für die JAR-OPS-Bestimmungen 
vorgesehen ist. Dies ist der Grund für die Bestimmung im Richtlinienvorschlag, daß die 
einzelstaatliche Umsetzung vor dem 1. April 1998 zu erfolgen hat. Dies könnte als eine zu 
kurze Frist für die Umsetzung erscheinen, aber da der Kommissionsvorschlag von seinem 
Gehalt her den in den JAR-OPS-Bestimmungen enthaltenen Anforderungen ähnlich ist, 
sollte den Mitgliedstaaten die Einhaltung der Frist möglich sein. 

Die Kommission hat demgemäß den Entwurf einer Richtlinie des Rates über 
Sicherheitsanforderungen für Flugbegleiter ausgearbeitet und legt ihn zur Aimahme vor. 
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Inhalt der Richtlinie 

Artikel 1 - Anwendungsbereich 

Die Richtlinie findet Anwendung auf Flugbegleiter, die zur Ausübung von 
Sicherheitsfunktionen an Bord von Flugzeugen eingesetzt sind, die von Luftfahrtuntemehmen 
der Gemeinschaft benutzt werden; sie gilt unbeschadet der Erfüllung der sich aus der 
Richtlinie 89/391/EWG des Rates ergebenden Verpflichtungen. 

Artikel 2 - Begriffsbestimmungen 

Artikel 3 

Jeweilige Verantwortlichkeiten der Luftfahrtuntemehmen und der Flugbegleiter. 

Artikel 4 

Bestimmt das Mindestalter imd die Pflicht zu ärztlichen Untersuchungen. 

Artikel 5 

Legt Bestimmungen für die Erstausbildung, Typenschulung und Auffiischungslehrgänge fest. 
Artikel 6 

Schreibt vor, daß für Lehrgänge und ausbildende Stellen eine Genehmigung der jeweiligen 
Zivilluftfahrtbehörde erforderlich ist. 

Artikel 7 

Sclireibt Prüfungen und die Führung von Aufzeichnungen über die durchgeführte Ausbildung 
sowie die offizielle Anerkennung der absolvierten Ausbildung vor. 

Artikel 8 

Schreibt vor, daß jeder Mitgliedstaat die in einem anderen Mitgliedstaat der Gemeinschaft 
absolvierte Ausbildung anerkennt. 

Artikel 9 
Umsetzung. 

Artikel 10 

Schreibt Strafen für den Verstoß gegen Bestimmungen dieser Richtlinie vor. 

Artikel 1 1 
Inkrafttreten. 

Artikel 12 
Formalie. 
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Vorschlag für eine 

RICHTLINIE DES RATES 
über Sicherheitsanforderungen für Flugbegleiter 
und die Bescheinigung der Befähigung 
von Flugbegleitem in der Zivilluftfahrt 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere 
Artikel 84 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission*, 

gemäß dem Verfahren des Artikels 189 c EG-Vertrag in Zusammenarbeit mit dem 
Europäischen Parlament^, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses^, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Vollendung des Binnenmarkts setzt ein effizientes Luftverkehrssystem auf der Grundlage 
eines freien und lauteren Wettbewerbs voraus. 

Eines der Hauptziele der Luftverkehrspolitik der Gemeinschaft ist die Aufi-echterhaltung eines 
hohen Sicherheitsniveaus. 

Zur Gewährleistung eines hohen Sicherheitsniveaus sollten Mindestanforderungen an die 
Ausbildung und Tauglichkeit von Flugbegleitem mit Sicherheitsfunktionen gelten. 

Die Anforderungen an die Ausbildung von Flugbegleitem schwanken zwischen den 
Mitgliedstaaten. Zur Festlegung einheitlicher Standards, zur Gewährleistung eines einheitlich 
hohen Sicherheitsniveaus und eines lauteren Wettbewerbs im Binnenmarkt sowie zur 
Förderung der Mobilität des Kabinenpersonals innerhalb der Gemeinschaft ist es unter 
Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzip angezeigt, Maßnahmen a\if Gemeinschaftsebene zu 
ergreifen. 

Es ist erforderlich, Auf^ichnungen über alle duichgefuhrten Ausbildungsmaßnahmen zu 
fuhren, den Ausbildungserfolg zu prüfen und die erfolgreiche Ausbildung zu bescheinigen. 

Gemäß dieser Richtlinie ausgestellte Bescheinigungen der Befähigung sind von den 
anderen Mitgliedstaaten anzuerkennen. 

Die Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom. 12. Juni 1989 über die Durchfühnmg von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 


1 

2 

3 
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bei der Arbeit"* verpflichtet die Arbeitgeber, für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der 

Arbeitnehmer in bezug auf alle die Arbeit betreffenden Aspekte, einschließlich der 

Ausbildung, zu sorgen und die damit verbundenen Kosten zu tragen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 

^RTTKKL 1 

A nwg n du pgs b . migh 

* 

1. Diese Richtlinie gilt für Flugbegleiter, die Sicherheitsfunktionen an Bord eines 
Luftfahrzeugs wahmehmen, das von einem Luftfahituntemehmen der Gemeinschaft 
benutzt wird, unabhängig davon, ob das Luftfahrzeug in der Gemeinschaft oder in einem 
Drittland registriert ist. 

2. Die Anwendung dieser Richtlinie erfolgt unbeschadet der Erfüllung der Verpflichtuiigen, 
die sich aus der Richtlinie 89/391/EWG des Rates ergeben. 

ARTIKEL 2 

Be griffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie 

a. ist "Luftfahrtuntemehmen der Gemeinschaft” ein Lufttransportuntemehmen im Sinne der 
Verordmmg (EWG) Nr. 2407/92 des Rates; 

b. ist “Flugbegleiter” jede dem Bordpersonal mit Ausnahme der Flugbesatzung angehörende 
Person, die einem Luftfahrtuntemehmen in der Fluggastkabine eines Luftfahrzeugs 
eingesetzt wird, ausgenommen zusätzliche Angehörige des Bordpersonals, denen keine 
Sicherheitsfunktionen zugewiesen sind; 

c. sind “Sicherheitsfunktionen” alle Aufgaben bezüglich des sicheren Betriebs eines 
Luftfahrzeugs und der Sicherheit der Fli^gäste; 

d. ist “Bescheinigung der Befähigung” eine förmliche Anerkennung der absolvierten 
Ausbildung, die von einer Zivilluftfahrtbehörde eines Mitgliedstaats oder einer anderen 
von dieser Behörde benaimten und zugelassenen Stelle durchgeführt vnrd; 

e. ist “behördlich zugelassene Stelle” die zuständige nationale Zivilluftfahrtbehörde oder 
jede andere von dieser Behörde durch Zulassung zur Durchführung der Ausbildung 
gemäß den Anhängen 1, 11 und III und zur Ausstellung der entsprechenden Bescheinigung 
der Befähigung befugte Stelle. 


ARTIKELS 

^ ABI. Nr. L 183 vom 29.6.1989. 
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Luftfahrtuntemehmen dürfen Flugbegleiter nur für Sicherheitsfunktionen einteilen und 
Flugbegleiter dürfen entsprechende Aufgaben nur übemehmai, wenn die in den Artikeln 4, 5, 
6 und 7 genannten Anforderungen erfüllt sind. 


ARTIKEL 4 

Mindestalter und Tauglichkeit 

1 . Flugbegleiter müssen miiidestens 1 8 Jahre alt sein. 

2. Flugbegleiter, denen Sicherheitsfunktionen zugewiesen werden, haben sich einer 
regelmäßigen ärztlichen Untersuchung zu unterziehen, bei der die Tauglichkeit für die ihnen 
übertragenen Aufgaben überprüft wird. 


ARTIKEL? 

Erstansbildung. Tvpenschnlung und Auffrischungslehrgänge 

1. Flugbegleiter, denen Sicherheitsfunktionen zugewiesen werden, müssen eine Sicherheits- 
erstausbildung erfolgreich abgeschlossen haben, die mindestens die in Anhang I 
aufgeführten Themen umfaßt. 

2. Flugbegleiter, denen Sicherheitsfunktioneri auf einem be^mmten Luftfahrzeug zugewiesen 
werden, müssen eine Typen- oder Variantenschulung abgeschlossm haben, die mindestens 
die in Anhang II aufgeführten Themen umfaßt. 

3. Flugbegleiter, denen Sicherheitsfunktionen zugewiesen werden, müssen Aufifrischimgs- 
lehrgänge gemäß den Bestimmimgen von Anhang III absolvieren. 


ARTIKEL 6 

Zulassung von Lehrgängen und ausbildenden Stellen 

Inhalt und Organisation der in Artikel 5 genannten Ausbildungslehrgänge müssen von der 
zuständigen nationalen Zivilluftfahrtbehörde genehmigt sein. Die Ausbildung ist von einer 
behördlich zugelassenen Stelle durchzuführen. 


ARTIKEL? 

Prüfungen . Aufzeichnungen und Bescheinig un g der Befähig un g 

1. Während oder nach Abschluß der erforderlichen Lehrgänge ist der Flugbegleiter 
hinsichtlich der Lehrgangsinhalte zu prüfen, um die Befähigung zur Wahrnehmung von 
Sicherheits- und Notfallaufgaben zu ermitteln. Diese Prüfungen sind von entsprechend 
qualifiziertem Personal vorzunehmen. 

Prüfungen sind vorzunehmen; 
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a. nach der Erstausbildung, 

b. nach der Typen- und Variantenschulung, 

c. nach Auffrischungslehrgängen. 

2. Die ausbildende Stelle und der Flugbegleiter haben Aufzeichnungen über alle 
Ausbildungslehrgänge und Prüfungen zu führen. 

3. Von einer behördlich zugelassenen Stelle wird eine Bescheinigung der Befähigung 
ausgestellt, in der die vom Flugbegleiter erfolgreich abgeschlossene Ausbildung 
angegeben ist. 


ARTIKELS 

Gemäß dieser Richtlinie ausgestellte Bescheinigungen der Befähigung werden von allen 
Mitgliedstaaten für die Ausübung der entsprechenden Sicherheitsfünktionen an Bord von 
Luftfahrzeugen, die von Luftfahrtuntemehmen der Gemeinschaft betrieben werden, anerkannt. 


ARTIKEL 9 

Umsetzung 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
um dieser Richtlinie vor dem 1. April 1998 nachzukommen. Sie unterrichten die 
Kommission unverzüglich davon. 

2. Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach Absatz 1 erlassen, nehmen sie in diesen 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf 
diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften miL die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen 
haben. 


ARTI K EL 10 

Die Mitgliedstaaten legen für den Fall einer Nichteinf.,itung der einzelstaatlichen 
Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie einen Strafenkatalog fest und treffen alle 
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß diese Strafen auch durchgesetzt werden. 
Die Strafen müssen wirksam und verhälmismässig sein und abschreckenden Charakter 
haben. 


ARTIKEL 11 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 
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ARTIKEL 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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ANHANG I 


• Erstausbildung 

Flugbegleiter müssen eine den folgenden Bestimmungen entsprechende Erstausbildung 

erfolgreich abschließen. 

a. Brand- und Rauchbekämpfung 

1. Herausstellung der Verantwortung des Kabinenpersoi^s, umgehend auf das 
Auftreten von Feuer und Rauch zu reagieren und insbesondere den Brandherd zu 
ermitteln. 

2. Unverzügliche Information der Flugbesatzung; spezifische Maßnahmen 'zur 
Koordinierung und Hilfeleistung bei Entdeckung eines Brandes oder von Rauch. 

3. Notwendigkeit einer häufigen Überprüfung feuergeföhrdeter Bereiche, z.B. der 
Waschräume, und der zugehörigen Rauchmelder. 

4. Arten von Feuern und geeignete Mittel und Verfahren zur Brandbekämpfung; Einsatz 
von Feuerlöschmitteln, Folgen eines falschen Einsatzes und des Einsatzes in 
umschlossenen Räumen. 

5. Allgemeine Verfahren der Hilfs- und Rettungsdienste auf Flughäfen. 

b. Notwasserung. Anlegen und Benutzen dw Schwimmwesten. Vor dem ersten Einsatz auf 

einem Flugzeug, das mit Rettungsflößen oder ähnlichen Rettungsmitteln ausgerüstet ist, 

muß eine Unterweisung in da: Benutzung dieser Ausrüstung erfolgen und die Benutzung 

im Wasser geübt werdai. 

c. Überlebenstraining. Das Überlebenstraining ist dem Einsatzgebiet anzupassen (z.B. 

Polargebiete, Wüsten, Urwald, Meer). 

d. Medizinische Aspekte vuid Erste Hilfe 

1 . Unterweisung in Erster Hilfe xmd in der Benutzung der Sanitätsausrüstung. 

2. Erste Hilfe in Verbindung mit Überlebenstraining und entsprechender Hygiene. 

3. Physiologische Wirkungen des Fliegens, insbesondere Sauerstoffmangel. 

e. Umgang mit Fluggästen 

1. Hinweise zur Erkennung von Fluggästen, die angetrunken sind, unter Drogeneinfluß 
stehen oder sich aggressiv verhalten, und zur Handhabung solcher Fluggäste. 

2. Methoden zur Motivierung der Fluggäste und erforderliche Techniken der 
Handhabung von Menschenmengen zur Beschleunigung einer Flugzeugevakuierung. 

3. Vorschriften über die sichere Unterbringung von Handgepäck (sowie von 
Gegenständen für den Kabinenservice); von Handgepäck ausgehende Gefallen für 
Kabinenihsassen sowie mögliche Beeinträchtigung oder Blockieren von 
Notfallausrüstungen oder Notausgängen durch Handgepäck. 
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4. Bedeutung einer ordnungsgemäßen Sitzverteilung bezüglich der Flugzeugmasse und 
des Flugzeugschweipunkts. Besondere Herausstellung der Sitzvergabe an behinderte 
Fluggäste und der Notwendigkeit, Sitze neben nicht überwachten Notausgängen mit 
nichtbehinderten Fluggästen zu besetzen. 

5 . Aufgaben im Fall von Turbulenzen, einschließlich der Sicherung der Kabine. 

6. Vorsichtsm aßnahm en beim Transport lebende Ti^ in der Kabine. 

7. Gefahrgutschulung. 

8. Sicherheitsverfahren (Abwehr äußerer Gefahren). 

f Komm unik ation. Während der Ausbildung ist die Bedeu^g einer wirksamen 

Ko mmunikat ion zwischen der Kabinenbesatzung imd der Coclqiit-Besatzung zu betonen, 

einschließlich Techniken der Kommunikation, gemeinsame Sprache und Terminologie. 

^ Disziplin und Verantwortlichkeiten 

1. Beachtung des Betriebshandbuchs bei der Durchführung der Aufgaben des 
Flugbegleiters. 

2. Fähigkeit und Tauglichkeit zum Einsatz als Flugbegleiter unter besonderer Beachtung 
der Flug- und Dienstzeitbeschränkungen sowie der Ruhezeiten. 

3. Kenntnis der Luftverkelusvorschriften, insoweit sie sich auf das Kabinenpersonal 
beziehen, und der Rolle der Zivilluftfahrtbehörde. 

4. Allgemeine Kenntnisse der relevanten Luflfahrtterminologie, der theoretischen 
Grundlagen des Fliegens, der Fluggastverteilung, der Meteorologie und der 
Einsatzgebiete. 

5. Vorbesprechung des Kabinenpersonals vor Flugbeginn; für die jeweiligen Aufgaben 
der Flugbegleiter erforderliche Sicherheitsinformationen. 

6. Bedeutung der Einarbeitung aktueller Änderimgsmitteilungen des Luflfahrt- 
untemehmens in relevante Unterlagen und Handbücher. 

7. Befugnis und Verantwortung für die Einleitui^ einer Evakuierung und anderer 
Notfallverfahren. 

8. Bedeutung der Sicheiheitsaufgaben und Verantwortlichkeiten sowie einer prompten 
und wirksamen Reaktion in NotMlen. 

k Besatzungsressourcen-Man^ement (CRM). 
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ANHANG II 

• Typen- und Variantenschulung 

a. Für diese Ausbildung gilt folgendes: 

1 . Typenschulung: 

Ein Lehrgang zur Typenschulung i^ zu absolvieren vor 

i. dem ersten Einsatz als Flugbegleiter durch ein Luftfahrtuntemehmen; 

ii. dem Einsatz auf einem anderen Flugzeugtyp. 

2. Variantenschulung: 

Ein Lehrgang zur Variantenschulung ist zu absolvieren vor dem Einsatz 

i. auf einer Variante eines Flugzeugtyps, auf dem der Flugbegleiter bereits 
eingesetzt wird; 

ii. mit anderer Ausrüstung, an anderem Ort befindlicher Ausrüstung oder anderen 
Sicherheitsverfahren als auf den Flugzeugtypen oder Flugzeugvarianten, auf 
denen der Flugbegleiter bereits eingesetzt wird. 

b. Der Inhalt der Typen- oder Variantenschulung trägt der bisherigen Ausbildung des 
Flugbegleiters Rechnung. 

c. Um ein ausreichendes Sicherheitsniveau zu gewährleisten, ist folgendes sicherzustellen: 

1 . Die Typenschulung erfolgt auf strukturierte und realistische Weise. 

2. Die Variantenschulung erfolgt auf strukturierte Weise. 

3. Die Typenschulung und erforderlichenfalls die Variantenschulung umfassen die 
Unterweisung in der Benutzung aller Ausrüstungsgegenstände für Notfall und 
Überleben sowie in allen Notfiillverfahren, die für den Flugzeugtyp oder die 
Flugzeugvariante gelten, und bestehen aus Unterweisung und Übungen entweder an 
einem stellvertretenden Übungsgerät oderan einem Flugzeug. 

4. Im Rahmen der Typen- und Variantenschulung erfolgt eine Unterweisung zu Ort, 
Entnahme und Einsatz aller Aiisrüstungsgegenstände für Notfall und Überleben, die 
an Bord des Flugzeugs mitgeführt werden, sowie in allen Notfallverfahren, und es 
weiden Notfallübungen für den Typ, die Variante und die Konfiguration des 
Flugzeugs durchgeführt, auf dem der Flugbegleiter eingesetzt weiden soll. 

Brand- und Rauchbekämpfung 

Realistische Übungen zum Gebrauch der Feuerlöschausrüstimg, einschließlich der 
Schutzausrüstung, anhand von Ausrüstungsgegenständen, die stellvertretend für die an 
Bord mitgefuhrten Ausrüstungsgegenstände sind. Dazu gehören zwingend folgende 
Ausbildungsteile: 

i. Löschen eines für einen Brand an Bord charakteristischen Feuers, mit der Maßgabe, 
daß anstelle von Halon-Feuerlöschem ein anderes Feuerlösclimittel verwendet 
werden kann; 
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ii. Anlegen und Benutzen von Atemschutzgeräten in einem umschlossenen Raum mit 
Rauchsimulation. 

e- Handhabimg der Türen und Notausgänge 

1. Handhabung und Öf&ien aller Türen und Notausgänge zur Fluggastevakuierung in 
einem Flugzeug oder stellvertretenden Übimgsgerät 

2. Die Handhabung aller anderen Notausstiege ist vorzufuhren. 

j Ausbildung an der Notrutsche 

1. Aussteigen über eine Notrutsche aus einer Höhe, die der Schwellenhöhe des 
Flugzeughauptdecks entspricht. 

2. Die Notrutsche muß an einem Flugzeug oder einem stellvertretenden Übungsgerät 
angebracht sein. 

3. Das Aussteigen ist erneut zu üben, wenn der Flugbegleiter für einen Flugzeugtyp 
ausgebildet wird, bei dem die Schwellenhöhe des Hauptdecks wesentlich von der 
anderer Flugzeugtypen ab weicht, auf denen der Flugbegleiter bisher eingesetzt wurde. 

^ Evakuierungsverfahren und Notfälle 

1. Zur Notevakuierungsschulung gehört das Erkeimen von geplanten und vmgeplanten 
Evakuierungen an Land oder im Wasser. Zwingaider Bestandteil der Schulung ist das 
Erkennen nicht zu benutzender Ausgänge und nicht einsatzfahiger Notausrüstung. 

2. Zu schulen ist die Handhabung folgende Situationen: 

i. Feuer an Bord, mit dem Schwerpunkt auf der Ermittlung des Brandherds; 

ii. heftige Turbulenzen; 

iii. plötzlicher Druckabfall, einschließlich Anlegen der tragbaren 
Sauerstoffversorgung des Flugbegleiters; 

iv. sonstige Notfälle an Bord. 

iv Handhabung von Menschenmengen. Die Unterweisimg umfaßt die praktischen Aspekte 
der Handhabung von Menscheiunengen in verschiedenen Notfällen je nach Flugzeugtyp. 

{, Ausfall eines Flugzeugführers. Schulung zur Hilfeleistung bei Ausfall eines 
Flugzeugführers. Dazu gehört eine Vorführung folgender Punkte: 

1. Einstellmechanismus des Flugzeugführersitzes; 

2. Anlegen und Lösen der Schulter- und Beckengurte; 

3. Benutzung der Flugzeugführer-Sauerstoffversorgung; 

4. Benutzung von Kontrollisten (Checklisten). 

j Sicherheitsausrüstung. Realistische Übungen und Vorführungen hinsichtlich Ort und 
Einsatz von Gegenständen der Sicherheitsausrüstung einschließlich: 

1. Rutschen; werden nicht selbsttragende Rutschen mitgeführt, einschließlich der 
Benutzung zugehöriger Seile; 

2. Rettungsflöße und Rutschflöße, einschließlich der an den Flößen angebrachten oder 
dort mitgeführten Gegenstände; 
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3. Schwimmwesten, Kinderschwimmwesten und Kleinstkind-Schwimm wiegen; 

4. Fluggast-Sauerstofhnasken; 

5. Sauerstoff zur Ersten Hilfe; 

6. Feuerlöscher; 

7. Brandaxt oder Brecheisen; 

8. Notleuchtmittel, einschließlich Handlampen/Fackeln; 

9. Kommunikationsausrüstung, einschließlich Megaphone; 

10. Überlebenspacks und deren Inhalt; 

1 1 . pyrotechnische Mittel (einsatzfähige Mittel oder Übungsmittel); 

12. Sanitätsausrüstung und notmedizinische Ausrüstung; 

13. gegebenenfalls sonstige Sicherheitsausrüstungen oder -Systeme der Kabine. 

^ Fluggastinformation/Sicherheitsvorfuhrungen. Unterweisung in der Vorbereitung der 
Fluggäste auf normale Situationen und Notfölle. 
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ANHANG m 

• Auffrischungslehrg än g e 

a. Die jährlich durchzufiihrenden praktischen Lehrgänge müssen folgendes umfassen: 

1 . Notfallverfahren, einschließlich Ausfall eines Flugzeugführers; 

2. Evakuierungsverfahren, einschließlich Techniken zur Handhabung von 
Menschenmengen; 

3. Drillmäßiges Üben des öflfoens der Türen und Notausgänge zur 

Fluggastevakuierung durch die Flugbegleiter; 

4. Ort und Handhabung der Notfallausrüstung, einschließlidi der Sauerstoff- 
versorgung, und Anlegen von Schwimmwesten, tragbarer Sauerstoffversorgvmg 
und Atemschutzausrüstung; 

5. Erste Hilfe und Umfang der Sanitätsausrüstung; 

6. Verstauen von Gegenständen in der Kabine; 

7. Gefahrgutverfahren; 

8. Sicherheitsverfahren (Abwehr äußerer Gefahren); 

9. Überprüfung von Vorfällen und Unfällen; 

10. Besatzungsressourcen-Management(CRM). 

b. Alle drei Jahre ist in den Aufffischungslehrgängen folgendes zu behandeln: 

1 . Handhabung und Öffiien der Türf n und Notausgänge zur Fluggastevakuierung 
in einem Flugzeug oder stellvertretenden Übungsgerät; 

2. Vorführung der Handhabung aller anderen Ausstiege; 

3. Realistische Übungen zum Gebrauch der Feuerlöschausrüstung, einschließlich 
der Schutzausrüstung, anhand von Ausrüstungsgegenständen, die 
stellvertretend für die an Bord mitgeführten Ausrüstungsgegenstände sind. 
Dazu gehören zwingend folgende Ausbildungsteile: 

i. Löschen eines für einen Brand an Bord charakteristischen Feuers, mit der 
Maßgabe, daß anstelle von Halon-Feuerlöschem ein anderes 
Feuerlöschmittel verwendet werden kann; 

ii. Anlegen und Benutzen von Atemschutzgeräten in einem umschlossenen 
Raum mit Rauchsimulation. 

4. Handhabung pyrotechnischer Mittel (einsatzfähige Mittel oder.Übungsmittel); 

5. Vorführung der Handhabung von Rettungsflößen oder Rutschflößen, wo 
vorhanden. 
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Auswirkungen auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates ü^r. Sicherheitsanforderungen für Flugbegleiter und 
die Bescheinigung der Befähigung von Flugbegleitem in der Zivilluftfahrt 

. I . 

1. Haup^ründe für diesen Rechtsakt? 

- Aufiechterhaltung des hohen Sicherheitsniveaus im Luftveikehrsbinnenmarkt 

- Mobilität des Kabinenpersonals 


2. Merkmale der betroffenen Unternehmen: 

Insbesondere: 

Ist eine große Zahl von KMU betroffen ? NEIN 

Gibt es Konzentrationen in bestimmten Regionen? NEIN 

Durch Regionalbeihilfen in Mitgliedstaaten förderbar? NEIN 

Durch EFRE-Mittel förderbar? NEIN 


3. Welche Lasten werden den Unternehmen auferlegt? Zusätzlicher 

Verwaltungsaufwand 

4. Welche Lasten werden den Unternehmen wahrscheinlich indirekt durch örtliche Behörden 

auferlegt? KEINE 

5. Sind besondere Maßnahmen für KMU vorgesehen? NEIN 

6. Was sind die vorhersehbaren Auswirkungen auf: 

die Wettbewerbsfiihigkeit der Unternehmen? 

Zusätzlicher Verwaltungsaufwand 
Beschäftigung? 

Minimale Auswirkungen 

7. Wurden die Sozialpartner konsultiert? JA 

Stellungnahme der Sozialpartner? 

Arbeimehrner dafür, 

Arbeitgeber dagegen. 
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